
öffentliche Bekanntmach u ng

nach $ 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - zu der
Feststellung, ob für das Vorhaben ,,Antrag auf Genehmigung nach $ 4 BlmSchG i. V.
m. Nr. 1.2.2.2 der 4. BlmSchV für die Neuerrichtung und den Betrieb einer
Bf ockheizkraftwerkanlage auf dem Grundstück Flur-Nr. 120 der Gemarkung
Brunnenthal, Gemeinde Köditz durch die Fa. Garl Macher GmbH & Co. KG,
Fabrikstraße 14, 95189 Köditz-Brunnenthal", eine Umweltverträglichkeitsprüfung
erforderlich ist

Das beantragte Vorhaben bedarf der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nach $ 4
des Bundesimmissionsschutzgesetzes -BlmSchG- d urch das Landratsamt Hof.

Die Anlage dient zur Venruertung von Biogas, welches bei der Abwasserreinigung für
anfallendes Prozesswasser des Betriebs entsteht. Geplant ist die lnstallation vbn }wei
BHKW's mit einer Feuerungswärmeleistung von jeweils 2,gg6 kW.

lm Rahmen des Verfahrens war nach Anlage l zum UVPG, Ziffer 1.2.2.2 Spalte 2, in einer
auf das Vorhaben ausgerichteten standortbezogenen Vorprüfung festzustellen, ob aufgrund
besonderer örtlicher Gegebenheiten erhebliche nachteilige Auswirkungen durch das
Vorhaben zu erwarten sind und deshalb die Durchführung einer
U mweltverträg lich keitsprüfu ng fü r erforderlich geha lten wi rd.

Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen
durchgeführt. ln der ersten Stufe wird geprüft, ob bei dem Vorhaben besondere örfliche
Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nr. 2.3 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen.
Ergibt die Prüfung, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht
keine UVP-Pflicht. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass besöndere örfliche
Gegebenheiten vorliegen, so prüft die Behörde auf der zweiten Stufe unter Berücksichtigung
der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien, ob das Vorhaben erhebliche nacnteitigö
Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele
des Gebietes betreffen und nach $ 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu
berücksichtigen wären. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben nach Einschätzung Oer
Behörde solche Umweltauswirkungen haben kann.

Bezüglich der standortbezogenen Merkmale des Vorhabens ist festzustellen, dass das
Vorhaben innerhalb des bestehenden Betriebsgeländes realisiert wird, weitere
Betriebsflächen werden nicht benötigt. Die Errichtung der Anlage erfolgt zudem in einem
bestehen Gebäude. Für den Standort ergeben sich somit keine relevänten Anderungen
gegenüber dem Bestand. lm gültigen Flächennutzungsplan ist die Betriebsfläche als Ftaöhe
für gewerbliche Zwecke dargestellt.

Das Vorhaben befindet sich in einem Landschaftsschutzgebiet, die Landschaft ist aber
bereits durch die bestehenden Anlagen und weiterer bestehender Gebäude geprägt. Eine
we itergehende Veränderu ng oder Beei nträchtig ung findet n icht statt.
Auf umliegende gesetzlich geschützte Biotope und sonstige Schutzziele wirkt sich das
Vorhaben nicht negativ aus, da es zu keinen wesentlichen Veiänderungen des bestehenden
Zustandes führen wird.
Naturschutzgebiete, Natura-2000-Gebiete bzw. Wasserschutzgebiete sind im
Einwirkungsbereich der Anlage nicht vorhanden.

Schutzgebiete werden demnach durch das Vorhaben nicht berührt. Sonstige prüfkriterien
stehen dem Vorhaben nicht entgegen. Es liegen keine besonderen örtlichen Gegebenheiten
in Bezug auf die Schutzkriterien der Nr. 2.3 der Anlage 2 UVPG vor. Aufgrundter Art, der



Größe und des Standortes der Anlage ist nicht mit erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt
zu rechnen.

Das Vorhaben bedarf somit keiner Umweltverträglichkeitsprüfung.

Das Ergebnis wird hier:rnit gern, S 5 Abs. 2 UVPG bekannt gegeben. Diese Feststellung ist
selbständig nicht anfeclttbar.
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